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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die Diskussionen um das Milizsystem wurden Anfang 2016 durch eine Ankündigung von
Christoph Blocher, eine Initiative zur Abschaffung des Berufsparlaments lancieren zu
wollen, neu entfacht. Massnahmen gegen die «Classe politique» hätten im Parlament
keine Chance, deshalb wolle er ein Volksbegehren lancieren, mit dem die Bezüge der
Parlamentsmitglieder gekürzt werden sollten. Ein Pauschalsalär – Blocher forderte CHF
50'000 – solle die verschiedenen Vergütungen zwischen CHF 120'000 und 150'000
ersetzen. Die Forderung, die Blocher bereits kurz nach seinem Rücktritt aus dem
Nationalrat gestellt hatte, wolle er als Privatmann realisieren. 
In den Medien wurden Parlamentsmitglieder zum Vorschlag befragt: Während Roland
Büchel (svp, SG) die Idee unterstützte und darauf hinwies, dass im Parlament Leute
sitzen müssten, die daneben arbeiten und «im realen Leben verankert sind», gab
Sebastian Frehner (svp, BS) zu bedenken, dass mit der Lohnsenkung auch der
Arbeitsaufwand gesenkt werden müsste. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
hingegen hielt in Anbetracht von Aufwand und Ertrag die momentane Entschädigung für
angemessen und Beat Jans (sp, BS) warnte, dass er mit weniger Entschädigung und
weniger Zeit eine Vorlage wohl nicht mehr genau prüfen könne. Im Gegensatz zu Peter
Keller (svp, NW), der vor immer mehr «verkappten Berufspolitikern» warnte, die durch
Annahme von Mandaten nicht nur den Milizgedanken untergruben, sondern sich
dadurch auch abhängig machten, hielt Jacqueline Badran (sp, ZH) eine genügende
Entschädigung von Parlamentsmitgliedern für die eigentliche Bedingung politischer
Unabhängigkeit. Ansonsten müsste man sich entweder in den Sold der Wirtschaft
begeben oder sonst könnten sich nur noch Reiche wählen lassen. 
Die Medien zitierten zudem verschiedene Studien, die zeigten, dass das Milizparlament
«längst ein Mythos» sei, da es aufgrund der Komplexität der Geschäfte kaum mehr
möglich sei, nebenamtlich Politikerin oder Politiker zu sein. Es wurde auch darauf
hingewiesen, dass die Schweiz im internationalen Vergleich ein sehr kostengünstiges
Parlament habe. Eine neue, Ende 2016 erschienene Studie aus Lausanne (Pilotti 2017)
zeigte, dass im Zeitraum von 1910 bis 2016 sowohl eine Professionalisierung des
Parlaments als auch eine zunehmende Demokratisierung der Rekrutierung der
Mitglieder im Sinne einer Öffnung für neue soziale Schichten stattgefunden hat.
Diskutiert wurde auch die gesellschaftliche Unterstützung der Milizidee: Das
Milizsystem sei auch deshalb unter Druck, weil es zwar überall gelobt werde, aber die
Milizarbeit vor allem auch auf lokaler Ebene kaum honoriert werde. Immer weniger
Menschen seien bereit, politische Freiwilligenarbeit zu übernehmen. Dies werde zudem
von den meisten Arbeitgebern auch nicht sonderlich unterstützt. Gefordert wurden
etwa flexible Arbeitszeiten oder die Möglichkeit für Home-Office. 1
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Die unterschiedlichen Bezüge der Parlamentarierinnen und Parlamentarier waren in
letzter Zeit Gegenstand einiger parlamentarischer Vorstösse. Sei es die
Übernachtungsentschädigung (Pa.Iv. 16.413; Pa.Iv. 17.435), die Aufhebung des lediglich
Kosten verursachenden Freitags in der letzten Sessionswoche (zurückgezogene Pa.Iv.
17.433), die Reduzierung der Entschädigung bei der Präsentation von
parlamentarischen Initiativen vor einer Kommission (Pa.Iv. 17.436) oder gleich die
komplette Halbierung der Bezüge der Parlamentsmitglieder (Pa.Iv. 17.505): Stets wurden
– vorwiegend von der Ratsrechten – Vorschläge für eine Einschränkung der
Entschädigungen vorgetragen. Das Büro-NR sah deshalb den Moment gekommen, die
aktuelle, relativ komplizierte Regelung, die auf konkreten Anwesenheiten und
Tätigkeiten beruht, durch eine Pauschalregelung für Spesen zu ersetzen bzw. einen
Vorschlag dazu zu unterbreiten. Neu solle eine einmalige Pauschale entrichtet werden,
die alle Grundkosten decke. Damit solle der administrative Aufwand, den die aktuell
separate Vergütung aller einzelner Auslagen verursacht, reduziert werden. Die neue
Regelung solle freilich Ausnahmen vorsehen für besonders lange Anreisen oder
ausserordentliche in parlamentarischer Funktion ausgeübte Tätigkeiten. Insgesamt solle
die Pauschalregelung kostenneutral sein. 
Dem im Februar 2018 vom Büro-NR gefällten Beschluss stand die SPK-SR allerdings mit
einiger Skepsis gegenüber. Das Büro-NR ist freilich in der Ausgestaltung seines
Vorschlags nicht abhängig vom Plazet der SPK-SR. Letztere äusserte aber Bedenken,
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dass die einzelnen Vorstösse in Erwartung des Vorschlags des Büro-NR nicht umgesetzt
würden. Insbesondere die parlamentarische Initiative Eder (fdp, ZG; 16.413), die fordert,
dass keine Übernachtungsentschädigung entrichtet wird, wenn keine Übernachtung
erfolgt, könnte übergangen werden. Skepsis gegen den Vorschlag einer Pauschale wurde
auch in den Medien geäussert: Eine Pauschale verleite dazu, weniger präsent und aktiv
zu sein. Wenn man sein Taggeld nicht mehr einzeln, sondern pauschal und somit auch
dann kriege, wenn man nicht in Bern sei, sei das ein eher negativer Anreiz, gab etwa
Roland Büchel (svp, SG) im Tages-Anzeiger zu bedenken. 2

1) Pilotti (2017). Entre démocratisation et professionnalisation - le Parlement suisse et ses membres de 1910 à 2016; SoZ,
17.1.16; BaZ, 19.1.16; SGT, 13.6.16; LZ, 14.6.16; TA, 16.6.16; LZ, 2.7.16; TG, 22.12.16; BaZ, 27.6.17; Bund, 3.7.17; SGT, 28.8.17
2) Medienmitteilung SPK-SR vom 20.4.18; TA, TG, 27.2.18; SGT, 1.3.18; LMD, 25.4.18
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